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Hermes-Bürgschaften für den Drei-Schluchten-Staudamm in China 

Der chinesische Nationale Volkskongreß hat 1992 seine Zustimmung zu 
dem Bau des Drei-Schluchten-Staudamms am Jangtse-Fluß gegeben, 
dessen Bau 1994 begonnen wurde. Bei diesem Staudammprojekt han-
delt es sich um ein unter ökologischen, menschenrechtlichen und öko-
nomischen Gesichtspunkten äußerst umstrittenes Riesenprojekt. Für den 
185 Meter hohen Staudamm, dessen Stausee über 600 Kilometer lang 
wird, müssen 1,3 Millionen Menschen umgesiedelt werden. Die Ver-
änderung des Ökosystems und die Gefahr des Aussterbens bedrohter 
Tierarten zählen ebenso zu den von Kritikern prophezeiten Folgen dieses 
Mammutprojektes wie eine baldige Versandung des Staubeckens, wel-
che die prognostizierte Stromproduktion massiv einschränken würde. 
Nicht zuletzt würde durch den Bau des Staudamms eines der schönsten 
Täler Chinas überschwemmt und damit kulturelles Erbe vernichtet. 

Auch die Kosten für den Bau des Staudamms sind in schwindelnde 
Höhen gestiegen: Sie werden inzwischen auf über 30 Mrd. US-$ ge-
schätzt. Allein die Einfuhr spezieller Bau- und Ausrüstungsgüter wird 
von der chinesischen Regierung auf 3 Mrd. US-$ veranschlagt. Um diese 
Aufträge bewerben sich weltweit Firmen, darunter auch Kraftwerks-
firmen aus Deutschland. 

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft vom 
22. Juli 1996 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Ende Mai hat nun die US-amerikanische Export-Import-Bank, die 
- ähnlich den deutschen Hermes-Bürgschaften - staatliche Kreditbürg-
schaften für Expo rte gibt, entschieden, keine Bürgschaften für Exporte 
von US-Firmen zu übernehmen, die dem Bau des Drei-Schluchten-
Staudamms dienen (vgl. IPS vom 30. Mai 1996). Als Begründung wurde 
angeführt, daß das Projekt mit den Umweltschutzrichtlinien der Bank 
unvereinbar sei. Eine Änderung des Beschlusses sei nur dann möglich, 
wenn Peking entscheidende Projektverbesserungen beim Umwelt- und 
Gewässerschutz sowie der Umsiedlung der betroffenen Menschen und 
der Bewahrung des kulturellen Erbes vornehme. Auch die Weltbank hat 
bereits vor geraumer Zeit beschlossen, für diesen Staudammbau keine 
Kredite zur Verfügung zu stellen. 

Die Kreditbürgschaft bei der Export-Import-Bank war u. a. von der US-
amerikanischen Tochterfirma der Heidenheimer Firma Voith Hydro 
Kraftwerkstechnik GmbH, der Firma Caterpillar, beantragt worden (vgl. 
IPS vom 30. Mai 1996). 

In Deutschland hat bisher die Liebherr Holding GmbH mit Sitz in Bibe-
rach Hermes-Bürgschaften bei der Bundesregierung beantragt, und die 
Voith Hydro Kraftwerkstechnik GmbH plante im Ap ril, zusammen mit 
Siemens einen Hermes-Antrag zu stellen, um Exporte für den Bau 
des Drei-Schluchten-Staudammes abzusichern (WEED-Weltwi rtschaft, 
Ökologie und Entwicklung e.V. - Arbeitspapier 4/96 „Der Damm zu 
Babel, das Drei-Schluchten-Projekt am Yangtze"). Auch eine kanadische 
Partnerfirma der Firma Voith wollte bei den kanadischen Regierungs-
stellen einen Antrag auf Übernahme von Ausfuhrbürgschaften bzw. so-
gar Finanzierung eines Teiles des Auftrages stellen. . 

1. Gibt es bereits einen Termin für eine Entscheidung im Intermini-
steriellen Vergabeausschuß über den Antrag der Liebherr Holding 
GmbH auf Vergabe einer staatlichen Ausfuhrbürgschaft (Hermes

-

Bürgschaft) zur Absicherung von Exporten, die dem Bau des Drei-
Schluchten-Staudamms dienen sollen? 

Wenn ja, wann ist dieser Termin? 

Wenn nein, in welchem Zeitraum ist mit einer Entscheidung zu rech-
nen? 

2. Haben die Firmen Voith Hydro Kraftwerkstechnik GmbH und die 
Firma Siemens bereits einen Antrag auf Vergabe einer Hermes

-

Bürgschaft zur Absicherung von Exporten für den Drei-Schluchten-
Staudamm gestellt? 

Wenn ja, wann ist eine Entscheidung über diesen Antrag oder diese 
Anträge zu erwarten? 

3. Haben weitere Firmen bei der Bundesregierung Anträge auf Her-
mes-Bürgschaften für Expo rte gestellt, die dem Bau des Drei-
Schluchten-Staudamms dienen sollen? 

Wenn ja, welche? 

4. Welches Volumen haben die von deutschen Firmen beantragten Ex-
portbürgschaften, die Expo rte für den Drei-Schluchten-Staudamm 
absichern sollen, bisher insgesamt? 

Der Bundesregierung liegen bisher zwei Hermes-Ausfuhrge-
währleistungsanträge im Zusammenhang mit dem Drei-Schluch-
ten-Projekt in China vor. Wegen ihrer Verpflichtung zum Schutz 
von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen (§ 30 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes, Datenschutzgesetz) kann die Bundesregie-
rung jedoch keine Einzelheiten zu den Deckungsanträgen mit-
teilen. Mit einer Entscheidung über diese Anträge ist in den 
nächsten Wochen zu rechnen. 

5. Hat die Bundesregierung Kenntnis von der Entscheidung der US-
amerikanischen Export-Import-Bank, keine Kreditbürgschaften für 
Exporte zu vergeben, die dem Bau des Drei-Schluchten-Staudamms 
dienen? 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus dieser Entschei-
dung, und beeinflußt sie die Entscheidung des Interministeriellen 
Vergabeausschusses? 
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Die US-Eximbank hat nach dem Kenntnisstand der Bundesregie-
rung nur entschieden, auf der Grundlage der ihr bisher vor-
liegenden Informationen keine Unterstützung für amerikanische 
Exporte zugunsten des Drei-Schluchten-Projektes zu gewähren. 
Dies schließt jedoch eine Änderung der Haltung der US-Exim-
bank aufgrund zusätzlicher Informationen über das Projekt nicht 
aus. Die Bundesregierung ist wie die US-Eximbank bestrebt, hin-
reichend detaillierte Informationen über die verschiedenen 
Aspekte des Drei-Schluchten-Projektes zu erhalten. Im übrigen 
treffen Bundesregierung und US-Eximbank ihre Entscheidungen 
autonom. 

6. Hat die Bundesregierung Informationen, daß die Firma Voith Hydro 
GmbH oder ihre Partner- oder Tochterfirmen oder auch andere Fir-
men auch in anderen Staaten als der Bundesrepublik Deutschland 
Anträge auf die Vergabe staatlicher Ausfuhrbürgschaften gestellt 
haben, um ihre Geschäfte mit der chinesischen Regierung zum Bau 
des Drei-Schluchten-Staudamms abzusichern? 

Wenn ja, in welchen Staaten? 

Gibt es, außer in den USA, bereits Entscheidungen über diese An-
träge? 

Wenn ja, wie sind diese ausgefallen? 

Die Bundesregierung hat hierüber keine Informationen. Lägen ihr 

solche Informationen vor, könnte sie hierüber jedoch wegen der 
Verpflichtung zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nissen (siehe Antwort zu den Fragen 1 bis 4 keine Auskunft 
geben. 

7. Sieht auch die Bundesregierung die Notwendigkeit, international zu 
einer Hamonisierung der Richtlinien für die Vergabe von staatlichen 
Ausfuhrbürgschaften zu gelangen, um einer Erpreßbarkeit von in-
ternational tätigen Unternehmen oder Unternehmenszusammen-
schlüssen entgegenwirken zu können? 

Wenn ja, hat sie bereits Schritte in diese Richtung unternommen? 

Wie weit sind beispielsweise die Verhandlungen auf OECD-Ebene, 
formalisierte Verfahren der Umweltverträglichkeit einzuführen? 

Die Bundesregierung tritt im Rahmen der EU und der OECD 
nachdrücklich für eine Harmonisierung der Vergabebedingungen 
für Ausfuhrgewährleistungen ein. Dabei geht es der Bundes-
regierung vor allem um die Herstellung von Wettbewerbsgleich-
heit, um dadurch deutsche Exporteure in ihrer Konkurrenz mit 
Wettbewerbern aus anderen Staaten vor Nachteilen zu schützen. 
Die Bundesregierung unterstützt deshalb nachdrücklich Be-
strebungen, durch eine Harmonisierung der für Ausfuhrgewähr-
leistungen erhobenen Prämien gleiche Wettbewerbsbedingungen 
für alle Exporteure innerhalb von EU und OECD zu schaffen. Die 
Bundesregierung unterstützt ferner Bemühungen, auch in bezug 
auf die Prüfung der Umweltverträglichkeit innerhalb der OECD 
abgestimmte Verfahren einzuführen; wegen der insoweit be-
stehenden sehr unterschiedlichen Auffassungen ist mit baldigen 
Ergebnissen jedoch nicht zu rechnen. 

 




